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B E G R Ü N D U N G 
zum Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung  

- Vöhrum - 
mit Umweltbericht gemäß § 2 a BauGB 

 
 

1. Räumliche Einordnung des Plangebietes 
 

Das Plangebiet befindet sich im Nordwesten am Rande der geschlossenen Ortslage des Orts-
teils Vöhrum. Dieser ist über die Landesstraße 412 („Burgdorfer Straße“) gesamtstädtisch und 
regional gut angebunden. Vöhrum ist Ortsteil von der Ortschaft Vöhrum / Eixe / Landwehr. 

 
Der Geltungsbereich der hier vorliegenden Planung wird im Norden durch den Landwehrgra-
ben, im Osten durch die Burgdorfer Straße, im Süden durch den öffentlichen Fußweg und im 
Westen durch die angrenzende Wiesenfläche eingegrenzt.  
 
 
2. Notwendigkeit der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Bauleitpläne sollen nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch unter anderem eine nachhaltige städtebau-
liche Entwicklung gewährleisten. 
 
Der Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“ – Vöhrum – ist am 27.02.1974 rechtsverbindlich 
geworden. Dieser beinhaltet u.a. folgende Festsetzungen: 
Südlich und westlich der Straße „Am Fischteich“  - Reines Wohngebiet – eingeschossig und im 
nördlichen Bereich überwiegend private Parkanlagen sowie kleinere Flächen als Grünflächen 
mit der Zweckbestimmung Parkanlage (öffentlich). Innerhalb der privaten Parkanlage sind zwei 
Wasserflächen (Fischteiche) und eine 150 m² große überbaubare Grundstücksfläche – zweck-
gebunden Verkaufskiosk - festgesetzt.  
 
Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 20.01.1983 wurde die 1. (vereinfachte) Änderung eingelei-
tet. Die zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes wurden durch dieses Verfahren 
nicht geändert, lediglich die Zweckgebundenheit der baulichen Anlage im Umfeld des Fischtei-
ches (Verkaufskiosk) wurde durch eine textliche Festsetzung ergänzt. Dadurch wurde innerhalb 
dieser Fläche eine Wohnnutzung ermöglicht. 
 
Den östlichen Anschluss des Bebauungsplanes bildet auf einer Fläche von ca. 50 m x 70 m ein 
„Bauhof der Gemeinde“. Dieser ist im Sinne der Planzeichenverordnung 1965 als Baugrund-
stück für den Gemeinbedarf einzuordnen. 
 
Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes war noch nicht abzusehen, ob 
durch die Zuordnung der ehemaligen Gemeinde Vöhrum zu Peine ein eigenständiger Bauhof im 
Ortsteil Vöhrum verbleibt. 
Bereits seit Jahren wird die Fläche „Bauhof der Gemeinde“ nicht mehr als solche benötigt bzw. 
genutzt. 
 
Aktuelle und künftige Nutzungsmöglichkeiten dieses Grundstücks korrespondieren nicht mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes. Insofern ist eine Änderung der Nutzung im Bereich des 
Bauhofes notwendig. Unter der Prämisse des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden be-
fürwortet die Stadt Peine die Nachnutzung und speziell die Nachverdichtung durch Bebauung 
an infrastrukturell gut angeschlossenen Flächen.  
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3. Entwicklung des Planes / Rechtsverhältnisse 
 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelten bisher die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. XXII „Am Fischteich“ – Vöhrum – sowie seiner 1. (vereinfachten) Änderung.  
 
Der derzeit gültige Flächennutzungsplan stellt für diesen Planbereich gemischte Baufläche dar 
und bereitet somit die geplante städtebauliche Ortsentwicklung vor. Das Umfeld und der Ände-
rungsbereich entsprechen einem Mischgebiet. Innerhalb des Geltungsbereiches sollen daher 
planungsrechtliche Grundlagen für Dienstleistungs- und Versorgungsfunktionen, Gewerbebe-
triebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören oder auch Wohnfunktionen untergebracht wer-
den. 
 
Grundsätzlich ist hier somit eine analoge Ergänzung der vorhandenen Nutzung sowohl durch 
das Wohnen- wie auch durch nicht störende gewerbliche Betriebe möglich. Die direkte Straßen-
lage und der damit verbundenen Möglichkeit, diese Fläche sowohl gewerblich wie auch zu 
Wohnzwecken zu nutzen, unterstützt diese Vorgaben. 
Dabei ist jedoch zu beachten, dass die im Flächennutzungsplan dargestellten Nutzungen grund-
sätzlich nicht parzellenscharf, sondern in räumlich größeren Zusammenhängen abgebildet wer-
den. Die Beachtung der Beziehungen außerhalb der Grundstücksgrenzen soll sich künftig auf 
die mögliche Nutzung auswirken. 
 
Das bereits bebaute Grundstück grenzt südlich und nördlich an vorhandene Wohnbebauung in 
Form von Einfamilienhäusern an. Die künftige Nutzungsmöglichkeit soll sich direkt aus der vor-
handenen städtebaulichen Ordnung ableiten. Aufgrund der direkten Straßenlage und der ent-
lang der Straße existierenden Mischnutzung ist die Möglichkeit verbunden, diese Fläche ge-
werblich wie auch zu Wohnzwecken oder gemischt zu nutzen. 
 
Die partielle Ausrichtung der möglichen Nutzung der Restfläche kann an dieser Stelle nur 
schwer abschließend und vor allem nachbarschützend geregelt werden. Die Zulässigkeit der 
künftigen Vorhaben in Bezug auf die Art der baulichen Nutzung wird deshalb während der ein-
gehenden Prüfung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens gemäß § 34 BauGB festge-
stellt. Die nähere Umgebung des Vorhabens wird dabei direkt zum Vergleich herangezogen. 
 
Da dadurch die entsprechende Festsetzung der Art der Nutzung im Bebauungsplan nicht mehr 
vorgenommen wird, handelt es sich bei dem aufzustellenden Bebauungsplan rechtlich gesehen 
um einen einfachen Bebauungsplan.  
 
Da der Katalog der Nutzungsmöglichkeiten, der im Flächennutzungsplan durch die Darstellung 
gemischter Baufläche (M) ermöglicht wird, auch den künftigen Nutzungsmöglichkeiten gemäß  
§ 34 BauGB entspricht, gilt der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
Nach den Vorgaben des Landesraumordnungsprogrammes sind die wirtschaftlichen Nutzungen 
in allen Landesteilen klein- und großräumig so mit den sozialen und ökologischen Erfordernis-
sen abzustimmen, dass sie dem Wohl der regionalen Gesamtentwicklung dienen. 
 
Gleichzeitig sollen nach den Zielen der Stadt Peine in einer solchen Randlage auch weitere 
Nutzungsmöglichkeiten erschlossen werden, um die angrenzend vorhandenen Strukturen in 
Form und Nutzungen  zu stabilisieren. 
 
Die Überplanung dieses Dorfgebietes ist diesem Ziel angepasst. Vorsorgeflächen oder Vorrang-
flächen sowie weitere raumordnerische Darstellungen werden von dieser Planung nicht berührt. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum – er-
möglicht hier eine der dörflichen Situation angepasste Bebauung. 
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4. Beschreibung des Plangebietes und der Umgebung 
 
Das Plangebiet wird 
- im Westen durch die Wiesenflächen  
- im Süden durch die Wegeparzelle (Flurstück 66/25), 
- im Norden durch die Grabenparzelle (Flurstück 384/219) und den daran anzuschließenden 
landwirtschaftlichen Weg (Flurstück 383/218), 
- im Osten durch die „Burgdorfer Straße“  
begrenzt. 
 
Der nördlich angrenzende Bereich bildet den Abschluss eines dörflichen Wohngebietes mit ei-
ner überwiegenden Bebauung aus freistehenden ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäu-
sern, welche sich weiter nach Norden erstreckt. Die privaten Gartenflächen werden derzeit 
gärtnerisch genutzt. Ca. 200 m nordwestlich des Plangebietes befindet sich die Altablagerung 
Nr. 127. 
 
Im Süden schließt sich hier eine Wohnbebauung in Form von Reihenhäusern an.  
 
Teile des Planbereiches liegen in einer Senke. In niederschlagsreichen Zeiten kommt es zu 
Überschwemmungen der westlich liegenden Wiesenflächen und Rückstauereignissen des nörd-
lich gelegenen Landwehrgrabens. 
 
Gegenüber der westlich anschließenden Wiesenfläche liegt das Gelände höher, da das gesam-
te Grundstück bereits angeschüttet wurde. Der Planbereich ist mit einem zweigeschossigen 
Wohnhaus und Nebenanlagen in Form von Garagen und Überdachungen bebaut. Das Grund-
stück ist derzeit größtenteils versiegelt, da auch die verbleibenden freien Zufahrts- bzw. Ran-
gierflächen zu den Nebenanlagen mit Betonsteinpflaster befestigt wurden. 
Der westliche Teil des Flurstückes 66/17 wird derzeit als Gartenfläche genutzt. 
 
 
5. Planinhalt 
 
Im Folgenden werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie die Ziele, Zwecke dieser 
Planung erläutert. 
 
5.1 Überbaubare Fläche / Baugrenzen 
 
Im Baugebiet wird die Grundflächenzahl in Anlehnung an die der schon bestehenden Wohnge-
biete im Norden und im Süden sowie in Anlehnung an den derzeit möglichen Versiegelungsgrad 
mit „0,4“ festgesetzt. Um eine darüber hinaus gehende Versiegelung zu verhindern, wird gemäß 
§ 19 Abs. 4 BauNVO mittels textlicher Festsetzung ein Überschreiten der Grundflächenzahl von 
0,4 ausgeschlossen. Diese Einschränkung resultiert aus den unter Punkt 5.4 beschriebenen 
entwässerungstechnischen Rahmenbedingungen. 
 
Die Baugrenzen werden relativ großzügig gefasst und Festsetzungen in Bezug auf Stellung der 
Anlagen zugunsten der gestalterischen Freiheit nicht getroffen. 
 
Die Geschossigkeit wird im östlichen Bereich entsprechend der bereits vorhandenen Bebauung 
auf „II“ festgesetzt. Im rückwärtigen Grundstücksbereich wird mit der Festsetzung einer einge-
schossigen Bebauung ein harmonischer Übergang in die Niederung des Landwehrgrabens ge-
schaffen. Gleichzeitig erfolgt dadurch eine Anpassung an die angrenzende eingeschossige 
Wohnbebauung. 
 
Der angestrebten Struktur sowie den Bedürfnissen der Bevölkerung hier im Siedlungsrand ent-
sprechend, ist für den Planbereich eine offene Bauweise festgesetzt. 
 
Für das Baugrundstück gilt die textliche Festsetzung, dass Nebenanlagen, Stellplätze und Ga-
ragen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Die Bauflä-
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che ist so großzügig zugeschnitten, dass die Einschränkung zumutbar ist.  
Weiterhin ist wegen der früheren Nutzungen als „Bauhof der Gemeinde“ und als Kläranlage das 
Umweltamt des Landkreises Peine beim Vorfinden von organoleptisch auffälligem Material bei 
Aushubarbeiten zu benachrichtigen. 

 
5.2 Grünfestsetzungen 
 
Der Ursprungsbebauungsplan Nr. XXII sieht entlang der südlichen Grenze eine 5 Meter breite 
und 61 Meter lange Fläche für Anpflanzungen vor. Die tatsächlich vorhandene südliche Grenz-
bepflanzung variiert an dieser Stelle zwischen 2,0 und 5,0 Metern. Auf dem Gründstück sind 
zusätzlich private Flächen in unterschiedlichen Breiten seitens des Eigentümers bepflanzt wor-
den. Entlang der Nordgrenze ist diese Fläche 7,5 m breit. Im Westen ist diese Bepflanzung  
5,0 m breit. Um den Erhalt dieses Grünbestandes zu sichern, wurden diese Flächen mit Erhal-
tungsfestsetzungen versehen. Sie sind von jeglicher Bebauung freizuhalten, mit Ausnahme von 
Einfriedigungen baulicher Art entlang der Grundstücksgrenze. 
Im Bereich des Baugebiets wird ein schützenswertes Gehölze zum Erhalt festgesetzt.  
Dieser Baum sowie die Flächen mit Erhaltungsfestsetzungen sind fachgerecht zu pflegen und 
im Falle eines Abganges durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen. 
 
5.3 Erschließung 
 
Die äußere Erschließung des Baugrundstückes erfolgt über die bereits ausgebaute „Burgdorfer 
Straße“, welche die Funktion einer dörflichen Hauptstraße hat. Die Erschließung der gesamten 
rückwärtigen Bebauung erfolgt ausschließlich über das Flurstück 65/16. Die Kosten dieser 
Maßnahme gehen zu Lasten des Bauträgers. 
 
5.4 Ver- und Entsorgung 
 
Die Versorgung des Grundstückes mit Trinkwasser, Elektrizität und Gas ist durch die entspre-
chende Erweiterung der bestehenden Leitungsnetze unter privater Regie zu sichern. 
 
Wie bereits eingangs beschrieben, befindet sich der Planbereich in einer Senke. Der nördlich 
gelegene Landwehrgraben ist unterhalb der L412 (Burgdorfer Straße) als ein Durchlass DN 
1000 verrohrt. Da hier jedoch sämtliche Zuflüsse aus dem Norden und Süden zusammentref-
fen, ist eine hydraulische Auslastung bereits jetzt gegeben. Zurzeit sind die Hausflächen und 
der ehemalige Bauhofplatz versiegelte Flächen in der Gesamtgröße von ca. 1.460 m². Der der-
zeitige Versiegelungsgrad beträgt ca. 40% des gesamten Grundstücks. Um künftig zusätzliche 
Oberflächenabflüsse des Grundstücks zu vermeiden, wurde mittels der festgesetzten Grundflä-
chenzahl in der Größe von 0,4 eine analoge Grenze der Bebaubarkeit geschaffen. Ein Rückbau 
der versiegelten Fläche würde wiederum eine verminderte Einleitung in den Landwehrgraben 
mit sich bringen. Da es sich bei der westlich angrenzenden Wiesenfläche um ein Über-
schwemmungsgebiet mit einem hohen Wasserstand handelt, ist eine zusätzliche Versickerung 
des Oberflächenwassers auf dem Grundstück nicht sinnvoll. Das anfallende Niederschlagswas-
ser kann somit nur über die öffentliche Kanalisation abgeführt werden bzw. auf dem Grundstück 
verwertet werden (Regenwassernutzung). Ein Anschluss an die öffentliche Kanalisation ist e-
benfalls eingeschränkt möglich. Hier ist jedoch die Höhenlage der Kanalisation und des zu er-
schließenden Geländes zu überprüfen. Ggf. ist hier eine Geländeerhöhung erforderlich.  
 
Ein Anschluss an das umliegende Schmutzwasserkanalnetz ist möglich. Aufgrund der Tiefenla-
ge (ca. 1,50 m unter der Burgdorfer Straße) des Grundstücks, ist ggf. eine Bodenauffüllung oder 
eine Hebeanlage erforderlich. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Eigentümer zu tra-
gen. 
 
Die Entsorgung des Schmutzwassers und des Niederschlagswasser soll, wie in der Umgebung, 
über das vorhandene Kanalnetz erfolgen. 
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Die Bereitstellung von Feuerlöschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung ist mit 
der Löschwassermenge von 48 m³/h für den Brandschutz entsprechend des DVGW-
Regelwerkes, Arbeitsblatt W 405, gegeben. 
 
5.4.1 Leitungsrecht 
 
Der Vorgartenbereich des Flurstücks 65/16 wird von einer Regenwasserleitung durchquert. Im 
südlichen Bereich dieses Flurstücks verläuft weiterhin eine Schmutzwasserleitung. Beide Kanä-
le wurden mittels eines Leitungsrechtes zugunsten der Stadtentwässerung Peine im Bebau-
ungsplan gesichert. 
 
 
6. Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes (Flurstücke 66/17 und 65/16)   ca. 3.714 m² 
Private Fläche mit Erhaltungsfestsetzungen     ca.    731 m² 
Überbaubare Fläche        ca. 2.419 m² 
Mögliche Überbauung bei GRZ 0,4      ca. 1.486 m² 
 
7. Umweltbericht 
 
- s. Anlage 1 - 
 
 
8. Kostenschätzung 
 
Durch den Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum – entstehen der 
Stadt Peine außer für den Verwaltungsaufwand keine Kosten. 
 
 
9. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 
Die Zusammenstellung der vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der Verwal-
tung ist als Anlage 4 beigefügt. 
 
 
10. Verfahrensablauf 
 
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Verwaltungsausschuss der 
Stadt Peine am 17.01.2011 gefasst. 
 
Die Bürger wurden über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung im Rahmen der frühzei-
tigen Öffentlichkeitsbeteiligung vom 07.02. bis 21.02.2011 informiert. 
 
Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit den Anschreiben vom 
02.03.2011 frühzeitig über die Planung unterrichtet. 
 
Diese Begründung einschließlich Umweltbericht hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum – vom 12.07.2011 bis 11.08.2011 (einschließ-
lich) öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöh-
rum – am 25.08.2011 als Satzung beschlossen. 
 

Peine, den 31.10.2011 
gez. Michael Kessler 

 
Bürgermeister 
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Anlage 1 zur Begründung 
 
Umweltbericht 
zum Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum  
 
Der Umweltbericht legt als gesonderter Teil der Begründung die Belange des Umweltschutzes 
dar. 
 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes: 
 
Das Plangebiet liegt im Norden des Ortsteils Vöhrum angrenzend an bestehende Wohngebiete 
(Norden und Süden) sowie den Landwehrgraben. Westlich grenzt eine Wiesenfläche an den 
Geltungsbereich. Östlich im Anschluss an den Planbereich verläuft die Burgdorfer Straße. 
 
Das betroffene Grundstück liegt im Bereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes. Es 
liegt teilweise im Innenbereich und teilweise im Außenbereich. Der Innenbereich endet an der 
Verlängerung der Gebäudekante des nördlich angrenzenden Wohngebäudes. Eine Bebauung 
auf dem Grundstücksteil, der dem Innenbereich zuzuordnen ist, ist derzeit nicht möglich, da der 
gültige Bebauungsplan diese Fläche als „Bauhof der Gemeinde“ festsetzt. Für diese Nutzung 
gibt es auf absehbare Zeit keinen Bedarf. 
 
Der Planbereich ist mit einem zweigeschossigen Wohnhaus und zwei Nebenanlagen in Form 
von Garagen und Überdachungen bebaut. Das Grundstück ist derzeit größtenteils versiegelt, da 
auch die verbleibenden freien Zufahrts- bzw. Rangierflächen zu den Nebenanlagen mit Beton-
steinpflaster befestigt wurden. 
Der westliche Teil des Flurstückes 66/17 wird derzeit als Gartenfläche genutzt. 
 
Ziel ist es, auf den Flurstücken 66/17 und 65/16 mittels des Bebauungsplanes eine Nachver-
dichtung, bei gleichzeitiger Abrundung des Ortsrandes, zu erreichen. 
 
Um diese Ziele verwirklichen zu können, soll der Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. 
Änderung – Vöhrum aufgestellt werden, um hier eine der dörflichen Situation angepasste Be-
bauung zu ermöglichen.  
 
Für den derzeit unbebauten Bereich des Plangebiets, welcher größtenteils als versiegelte Flä-
che (Hofbereich) anzusprechen ist, sind durch die Umsetzung der Planung voraussichtlich ne-
gative Auswirkungen und Effekte auf die im Rahmen der Umweltprüfung zu untersuchenden 
Schutzgüter Boden, Tiere, Pflanzen, Landschaft und Klima nicht zu erwarten. Durch die neue 
Planung ist vielmehr eine Aufwertung des Natur- und Landschaftshaushaltes in diesem Bereich 
zu erwarten. Negative Auswirkungen auf den Naturhaushalt sind dagegen auf dem unbebauten 
Teil des Flurstückes 66/17 möglich und müssen noch näher überprüft werden. 
Der vorhandene Baum sowie die Anpflanzungen entlang der Nord- und Westgrenze sollen künf-
tig erhalten bleiben. 
 
Der Planbereich umfasst insgesamt rd. 3.714 m². 
 
Die überbaubare Fläche gliedert sich in zwei Bereiche. Im östlichen Planbereich soll, in Anleh-
nung an die entlang der Burgdorfer Straße vorhandenen zweigeschossigen Gebäude, eine Be-
bauung in offener zweigeschossiger Bauweise mit einer Grundflächenzahl von 0,4 entstehen, 
welche sich zugleich der dörflichen Situation anpasst. Analog zu den nördlich und südlich an-
grenzenden Wohnhäusern wird die Geschossigkeit im rückwärtigen Grundstücksbereich auf ein 
Geschoss festgesetzt. 
 
Die überbaubare Fläche beträgt 2.419 m². Die private Fläche für die Erhaltung von vorhandener 
Bepflanzung umfasst 731 m². 
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1.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
       und ihre Bedeutung für den Bauleitplan 
 
Baugesetzbuch: Sparsamer und schonender Umgang mit dem Boden 
 

Ein vorrangiges Ziel des Bebauungsplanes ist, im Ortsteil Vöhrum eine Nachverdichtung von 
verkehrlich gut angeschlossenen Flächen, bei gleichzeitiger Abrundung des Ortsrandes zu, för-
dern. Mit dieser Maßnahme wird dem § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB entsprochen: „Mit Grund und 
Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zu-
sätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-
wicklung der Gemeinde insbesondere Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung 
und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversielung auf das not-
wendige Maß zu begrenzen.“ 
 
Baugesetzbuch i. V. m. Bundesnaturschutzgesetz: Eingriffsregelung 
 

Für das anstehende Bebauungsplanverfahren ist die Eingriffsreglung gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB i. V. m. § 21 Abs. 1 BNatSchG beachtlich, welche im Rahmen der Umweltprüfung 
durchgeführt wird. Maßstab ist das bisher geltende Planungsrecht. 
 
Landschaftsrahmenplan und Landschaftsplan:  
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden zur Beschreibung und Bewertung der Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter u. a. der gemäß § 6 NNatG aufgestellte Landschaftsplan der 
Stadt Peine und der gemäß § 5 NNatG aufgestellte Landschaftsrahmenplan des Landkreises 
Peine herangezogen. 
 
 
2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Menschen 
Beschreibung: Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage des Menschen, so dass der 

Mensch indirekt von allen Beeinträchtigungen der Schutzgüter seiner Umwelt 
betroffen ist. Für die Betrachtung des Menschen als Schutzgut selbst sind zum 
einen gesundheitliche Aspekte, in der Bauleitplanung vorwiegend Lärm und 
andere Immissionen, zum anderen regenerative Aspekte wie Wohnqualität von 
Bedeutung. 
Überplant wird hier eine Fläche, die bereits bebaut ist. Der gesamte Bereich ist 
daher aufgrund von Lärmimmissionen durch diese Nutzung, hier speziell Lärm-
immissionen durch den Zu- und Abgangsverkehr als vorbelastet anzusehen. In 
diesem Bereich wird durch die Planung die Bebauung im rückwärtigen Bereich 
ermöglicht  

Bewertung: Vom Neubaugebiet selbst sind keine nennenswerten Störungen zu erwarten. 
Staub- und Geruchsentwicklungen gehen vom Baugebiet ebenfalls nicht aus. 
Sonstiges: 
Die Bereitstellung von Bauflächen in Form einer Nachverdichtung ist für den 
Menschen als positiv zu betrachten. 

Wechselwirkungen: keine 
Bezug: Punkt 2., 4. u. 5.1 der Begründung  

 
Tiere 
Beschreibung: Der westliche Planbereich ist derzeit größtenteils versiegelt, da sowohl die Hof-

fläche wie auch die verbleibenden Zufahrts- bzw. Rangierflächen vor den Gara-
gen mit Betonsteinpflastern befestigt wurden.  
Der östliche von der Änderung betroffene Planbereich ist bereits mit einem 
zweigeschossigen Einfamilienhaus bebaut. Der private Vorgarten ist durch eine 
strukturarme Begrünung (z. B. Rasen, Ziergehölze/-pflanzen) geprägt. 
Entlang der Nord- und Westgrenze wurden seitens des Eigentümers Baum- und 
Strauchpflanzungen vorgenommen. 
Diese Grünbereiche bieten Lebensräume für die Tierwelt. Sie sind bereits durch 
ihre Lage Störungen durch Menschen und Maschinen (z. B. Kraftfahrzeuge, 
Rasenmäher) vorbelastet. Insgesamt ist der Bereich den „anthropogenen, vor-
wiegend versiegelten Biotoptypen“ (durch menschliches Handeln geschaffene 
oder beeinflusste, vorwiegend versiegelte Lebensraumtypen) zuzurechnen. 
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Bewertung: Für die nun zur Bebauung vorgesehene Fläche wäre die Umsetzung der Pla-
nung mit keinen gravierenden negativen Auswirkungen für die Tierwelt verbun-
den, da die Fläche bereits Störungen durch Menschen und Maschinen unterliegt. 
Zudem ist davon auszugehen, dass entsprechend der umgebenden Bebauung 
auch künftig Hausgärten angelegt werden, welche der Tierwelt als Lebensräume 
weiterhin zur Verfügung stünden. Der direkt überbaute Bereich führt im Lebens-
raum der Tierwelt nicht zu Einschränkungen, da er auf den bereits versiegelten 
Innenhofflächen stattfindet. 
Gleichzeitig wurde bereits ein neuer Lebensraum durch die angepflanzten 
Baum- und Strauchpflanzungen entlang der Grundstücksgrenzen geschaffen. 
Erhaltenswerter Baum bleibt erhalten und bietet den Vögeln weiterhin Nistmög-
lichkeiten. Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird insgesamt zu keinen be-
deutenden Veränderungen gegenüber dem bisherigen Zustand führen. Spürbare 
negative Auswirkungen auf die Tierwelt sind nicht zu erwarten. 

Wechselwirkungen: Tiere tragen zur Verbreitung von Pflanzen bei. Die Verdrängung von Tieren kann 
die Ausbreitung einer Pflanzenart behindern. Da keine erheblichen Auswirkun-
gen auf die Tierwelt zu erwarten sind, trifft dies auch auf die Wechselwirkungen 
zwischen Tier und Pflanze zu. 

Bezug: Punkt 4. u. 5.2 der Begründung 

 
Pflanzen 
Beschreibung: Der östliche von der Änderung betroffene Planbereich ist bereits mit einem zwei-

geschossigem Einfamilienhaus bebaut. Der private Hausgarten ist geprägt durch 
eine strukturarme Begrünung (z. B. Rasen, Ziergehölze/-pflanzen). 
Die restlichen privaten Grünbereiche unterliegen einer ausgeprägten gärtneri-
schen Pflege. Insgesamt ist der Bereich den „anthropogenen, vorwiegend ver-
siegelten Biotoptypen“ zuzurechnen. Die entlang der Nord- und Westgrenze 
vorhandenen Bäume und Sträucher bleiben erhalten.  
Schutzgebiete sind nicht betroffen. 

Bewertung: Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird durch mögliche zusätzliche Über-
bauung zu Veränderungen gegenüber dem bisherigen Zustand führen. Für den 
östlichen Bereich des Bebauungsplanes sind entsprechend keine bedeutenden 
Veränderungen gegenüber dem bisherigen Zustand des Schutzgutes „Pflanze“ 
zu erwarten. 
Für den Westen gilt im Falle der Umsetzung einer Baunutzung auf der bisheri-
gen Hoffläche, dass diese Flächen der Pflanzenwelt weiterhin nicht zu Verfü-
gung stehen werden. 
Für die restlichen Flächen dieses Bereichs ist davon auszugehen, dass entspre-
chend der umgebenden Bebauung Hausgärten angelegt werden, welche der 
Pflanzenwelt als Lebensräume weiterhin zur Verfügung stünden. Die vorhande-
nen Bäume und Sträucher bleiben erhalten. 

Wechselwirkungen: Pflanzen können Nahrungsgrundlage für Tiere sein. Einzelpflanzen und Pflan-
zenbestände werden von Tieren als Lebensraum genutzt. Spürbare Beeinträch-
tigungen auf die Pflanzenwelt durch die tatsächlich neu überbauten und versie-
gelten Flächen, sind aufgrund der bereits vorhandenen Versiegelung nicht zu 
erwarten. Die Wechselwirkung mit dem Schutzgut „Tier“ ist somit nicht vorhan-
den. 

Bezug: Punkt 4., 5.1. u. 5.2 der Begründung 

 
Boden 
Beschreibung: Der Planbereich ist insgesamt den „anthropogenen, vorwiegend versiegelten 

Biotoptypen“ durch menschliches Handeln geschaffene oder beeinflusste, vor-
wiegend versiegelte Lebensraumtypen) zuzurechnen. Bodenversiegelung durch 
Gebäude, Hofflächen, Wege, Terrassen usw. zerstört alle natürlichen Funktio-
nen des Bodens (Puffer-, Speicher- und Filterfunktionen). Die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts in Bezug auf den Aspekt Boden ist bereits stark einge-
schränkt. 
Der vorhandene Hausgarten wird von den Anwohnern intensiv genutzt und trägt 
zur Durchgrünung dieses Siedlungsbereichs bei. Diese bisher intensiv genutzte 
hintere Teilfläche innerhalb des Planbereichs soll nach der Änderung des Be-
bauungsplanes einer der Umgebung angepassten Nutzung in Form von Bebau-
ung zugeführt werden. 

Bewertung: Der Boden innerhalb des Planbereichs ist in weiten Teilen bereits stark durch 
menschliches Handeln überformt (z. B. Zerstörung des natürlichen Bodenprofils 
durch Bebauung; Nutzung und Pflege der Hausgärten). 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird für den westlichen Bereich der ge-
planten Bebauung zu keiner bedeutenden Veränderungen in Bezug auf das 
Schutzgut Boden (durch z. B. Abgrabung, Bodenverdichtung, Versiegelung) 
gegenüber dem bisherigen Zustand führen, da diese Fläche größtenteils versie-
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gelt ist. Für das bereits bestehende Baugebiet ist von keinen bedeutenden nega-
tiven Auswirkungen auszugehen, da hier nur geringfügige Eingriffe zu erwarten 
sind. 

Wechselwirkungen: Der Boden ist Standort für Pflanzen. Da insgesamt keine zusätzlichen Boden-
versiegelungen zu erwarten sind, ist an dieser Stelle von Auswirkungen auf den 
Pfad Boden – Pflanze nicht auszugehen. Zusätzlich kommen die vorhandenen 
Pflanzungen entlang der Grundstücksgrenzen für das Schutzgut „Boden“ auch 
dem Schutzgut „Pflanze“ zugute. 

Bezug: Punkt 4. u. 5.1 der Begründung 

 
Grundwasser 
Beschreibung: Der Planbereich ist insgesamt den „anthropogenen, vorwiegend versiegelten 

Biotoptypen“ (durch menschliches Handeln geschaffene oder beeinflusste, vor-
wiegend versiegelte Lebensraumtypen) zuzurechnen. Aus diesem Grund ist der 
Oberflächenabfluss bereits erhöht und die Grundwasserspende gesenkt. Die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts in Bezug auf den Aspekt Grundwasser ist 
bereits eingeschränkt, da große Teile des Grundstücks bereits durch Gebäude, 
Hofflächen, Wege und Terrassen versiegelt sind. 
Die Grundstücksfreiflächen werden intensiv als Hausgarten genutzt. Die über-
baubare Grundstücksfläche soll nach der Aufstellung des Bebauungsplanes 
einer der Umgebung angepassten Nutzung zugeführt werden. 

Bewertung: Im Bereich der geplanten neuen und bereits vorhandenen Bebauung wird sich 
die Grundwassersituation für die zusätzlich konkret überbauten und versiegelten 
Flächen, infolge des Versiegelungsgrades < 50%, nicht verändern. Für den 
gesamten Bereich ist von keinen bedeutenden negativen Auswirkungen auszu-
gehen, da hier nur geringfügige Eingriffe zu erwarten sind.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird insgesamt zu keiner Veränderung 
gegenüber dem bisherigen Zustand des Schutzgutes „Grundwasser“ führen. Ein 
entsprechender Ausgleich ist nicht erforderlich. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 4. u. 5.1 der Begründung 

 
Klima/Luft 
Beschreibung: Der Bereich ist dem Stadtrandklima zuzurechnen. Die überbauten Flächen  

heizen sich stark auf und erhöhen die Temperatur. Zudem findet hier weniger 
Verdunstung statt als auf Freiflächen. Die Luftfeuchtigkeit ist niedrig. Hausgarten 
und Grünbereiche sorgen für eine Dämpfung dieser Effekte. 
Der vorhandene Hausgarten wird von den Anwohnern intensiv genutzt und soll 
nach der Aufstellung des Bebauungsplanes einer der Umgebung angepassten 
Baunutzung zugeführt werden. 

Bewertung: Spürbare Auswirkungen auf das bereits insgesamt bestehende Stadtklima sind 
nicht zu erwarten. In kleinräumiger Betrachtungsweise könnte es lediglich im 
Bereich der neu geplanten Bebauung zu Temperaturanstieg und verminderter 
Verdunstung durch Überbauung und Versiegelung kommen. Da diese Fläche 
bereits versiegelt ist, bleibt der Einfluss auf das Klima unverändert. Außerdem ist 
im vorliegenden Fall nicht von einem bedeutenden Frischluftentstehungsgebiet 
auszugehen. Es ist auch keine Strömungsrichtung in die bestehende Siedlung 
zu erkennen. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 4., 5.1 u. 5.2 der Begründung 

 
Landschaft/Ortsbild 
Beschreibung: Das Idealbild eines historischen Ortsrandes ist durch Grünland mit Obstbäumen 

und einzelnen Großbäumen gebildet, durch die Dachflächen zu erkennen sind. 
Die Qualitäten sind bei der vorhandenen Bebauung nicht vorhanden gewesen. 
Schutzgebiete sind nicht betroffen. Natürliche Landschaftsräume existieren im 
Geltungsbereich praktisch nicht. 

Bewertung: Die bestehende Bebauung stellt bereits eine Beeinträchtigung dar. Die Neuer-
richtung von Gebäuden, wirkt sich dagegen positiv auf das Ortsbild aus. Zusätz-
lich fügen die vorhandenen Pflanzstreifen das Baugebiet in die Landschaft ein. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3., 4. u. 5. der Begründung 

 
Kulturgüter/sonstige Sachgüter 
Beschreibung: Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine Denkmale. Es gibt keine 

Kenntnisse über Kulturgüter im Baugebiet und seiner Umgebung. 
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Die innerhalb des Bebauungsplanes vorhandenen Baulichkeiten bleiben erhalten 
und werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes in ihrem Bestand 
gesichert. 

Bewertung: Kulturgüter und Sachgüter werden durch die Änderung des Bebauungsplanes 
nicht beeinträchtigt. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 4., 5.1 u. 5.2 der Begründung 

 
 
3. Umweltprognose zur „Nullvariante“: 
 
Für den Planbereich wird sich die Entwicklung des Umweltzustandes nach den geringfügigen 
Änderungen kaum von der Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planänderung (Nullvariante) 
unterscheiden. 
 
Negativen Auswirkungen auf die gesamten Schutzgüter sind nicht zu erwarten. Vielmehr wird 
der Bestand vorhandener Bäume und Sträucher in vorliegender Bebauungsplanänderung zur 
Erhaltung festgesetzt werden und wirkt sich somit positiv auf die Umwelt aus. 
 
 
4. Plankonforme Alternativen: 
 
Da eine Nachverdichtung prinzipiell wünschenswert ist, soll sie auch an der Stelle wahrgenom-
men werden, an der sie sich bietet. Günstigere Standortalternativen sind nicht zu erkennen. 
 
 
5. Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern: 
 
In Anlehnung an die angrenzende Bebauung könnte hier eine Wohn- bzw. Gewerbenutzung 
entstehen, die sich an der angrenzenden gemischten Bebauung orientiert. 
Von der geplanten Bebauung sind somit über das in einem Mischgebiet zulässige Maß hinaus 
keine Emissionen schädlicher Art (Gerüche, Erschütterungen, Lärm, Schadstoffbelastungen) zu 
erwarten. 
 
Der Umgang mit Abfällen wird im Planbereich den Standards im übrigen Baugebiet angepasst 
werden. Die Regelung der Abfallentsorgung obliegt dem Landkreis Peine. 
Die Entsorgung des Schmutzwassers und des Niederschlagswasser soll wie in der Umgebung 
über das vorhandene Kanalnetz erfolgen. 
Die mögliche Nutzung des Niederschlagswassers als Brauchwasser ist als Beitrag zum spar-
samen Umgang mit der Ressource Wasser zu sehen. 
 
 
6. Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie: 
 
Aus Gründen der Anpassung der Standards an die umgebende Bebauung werden bezüglich 
dieser Thematik keine Festsetzungen im Planbereich getroffen. Die Stadt Peine setzt in diesem 
Fall auf den verantwortungsbewussten Umgang jedes einzelnen Bürgers mit Energien jeglicher 
Art. Zudem sind die Bauherren heute durch das Bauordnungsrecht und die Energieeinspa-
rungsverordnung zu erhöhtem Wärmeschutz bzw. zum Einsatz erneuerbarer Energien nach 
dem Erneuerbaren Energien Wärmegesetz verpflichtet. 
 
 
7. Eingriffsregelung gem. § 1a (3) BauGB 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur An-
wendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt für 
Ökologie und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsarchitekten + 
Umweltplanung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
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Gemäß Definition der „Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in 
der Bauleitplanung“ liegt ein Eingriff vor: „Wenn eine Änderung der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen mit der Folge vorgenommen wird, dass die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt werden kann“. Gemäß § 1a (3) BauGB ist 
allerdings zu berücksichtigen, ob ein Eingriff bereits zulässig war. 
 
Der östliche Bereich des hier vorliegen Bebauungsplanes ist bereits mit einem zweigeschossi-
gem Einfamilienhaus bebaut. Der Ursprungsplan Nr. XXII sieht für diese Fläche keine Grundflä-
chenzahl vor. Innerhalb der großzügig zugeschnittenen überbaubaren Fläche in der Größe von 
ca. 2.340 m² ist eine Bebauung vollflächig möglich. Die aus der Grundstücksgröße und der ü-
berbaubaren Fläche errechnete Grundflächenzahl beträgt ca. 0,63. Innerhalb des künftigen Be-
bauungsplanes wurde eine Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt um den Oberflächenwasser-
abfluss in der aktuell existierenden Größenordung beizubehalten. Diese Grundflächenzahl un-
terschreitet deutlich die Festsetzung des Ursprungsplanes. Somit wird es in diesem Bereich 
gegenüber den bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes zu keinen weitergehenden 
negativen Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschafts-
bild kommen. Die Anwendung der Eingriffsregelung ist für diesen Bereich entsprechend nicht 
erforderlich. 
 

 Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur 
weiteren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren 
eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Diese Beiträge können sein: 
 Herstellung von Garagenzufahrten und Hofflächenbefestigungen aus weitgehend wasser-

durchlässigem Material 
 Begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen 

und somit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten 
 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
 Bebauung in ökologischer Bauweise 
 Regenwassernutzung 
 
 
9. Monitoring: 
 
Gemäß „Muster-Einführungserlass zum Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuches an EU-
Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau)“ sind beim Monitoring erhebliche 
Umweltauswirkungen der Planung zu überwachen, um u. a. erhebliche unvorhergesehene 
nachteilige Auswirkungen der Durchführung der Planung festzustellen. 
 
Der Umweltbericht stellt für den zu bebauenden Bereich keine nachteiligen Auswirkungen auf 
die Schutzgüter durch Überbauung und Verdichtung fest. Zusätzlich sind Flächen zum Erhalten 
von Bäumen und Sträuchern auf dem privaten Grundstück festgesetzt. 
 
 
Zusammenfassung des Umweltberichts zum  
Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum  
 
Im Planbereich werden durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine erweiterten Bebau-
ungsmöglichkeiten für das dort vorhandene Grundstück ermöglicht. 
 
Westlich, im Bereich der gepflasterten Hoffläche, soll eine eingeschossige Bebauung ermöglicht 
werden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung – Vöhrum hat keine gravierenden 
Auswirkungen negativer Art auf die Schutzgüter. 
 
Die Durchführung vom Monitoring ist somit nicht erforderlich. 



Anlage 1 zur Begründung 
Anlage 4 zur Vorlage Nr. 537/2006, 2. Erg. 

 
 
 
 

Abwägung der Stellungnahmen sowie Anregungen 
 

zum 
Bebauungsplan Nr. XXII „Am Fischteich“, 2. Änderung - Vöhrum - 

      
 
 
 
 
Folgende an der Planung mit Anschreiben vom 02.03.2011 und 07.07.2011 (per Email)     
beteiligten 7 Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen 
vorgebracht bzw. keine Stellungnahme abgegeben: 
 
 
 
 

 BUND – Hannover 
 NABU Naturschutzbund Deutschland 
 Stadtwerke Peine GmbH 
 Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH, Hannover 
 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 

Bebauungsplan Nr. XXII 2. Änderung 
„Am Fischteich“ - Vöhrum 
 
 

 
Anlage 4 zur Vorlage 537/2006, 
2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und §4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 4 
 
 

 
 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 1

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 (1) BauGB 
 
Die Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wurde vom 07.02.2011 bis 21.02.2011 
durchgeführt. 
 
 Seitens der Bürger wurden keine Anregungen vorgebracht. 
 
Stellungnahmen der Behörden gemäß §4 (1) BauGB 
 
Die Frühzeitige Behördenbeteiligung wurde vom 03.03.2011 bis 18.03.2011 durchgeführt. 
 
01. Wasserverband Peine, Postfach 1820, 31208 Peine 
 Schreiben vom 14.03.2011 
 

 
 
 

Die Anregungen des Wasserverbandes Peine 
bezüglich der Wasserversorgung neuer Gebäude im 
Planbereich und der Bereitstellung von 
Feuerlöschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung wurden in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. Bezüglich der 
Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes 
wurde der Bebauungsplan mit einem entsprechenden 
Hinweis versehen. 

 
 
Anregungen wurde berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 

Bebauungsplan Nr. XXII 2. Änderung 
„Am Fischteich“ - Vöhrum 
 
 

 
Anlage 4 zur Vorlage 537/2006, 
2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und §4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 4 
 
 

 
 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 2

02. Landkreis Peine, Postfach 1360, 31203 Peine 
 Schreiben vom 23.03.2011 
 

 

 
 
 

Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und 
Immissionsschutzbehörde 
Der Hinweis auf die Altablagerung Nr. 127 wurde in die 
Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 

Bebauungsplan Nr. XXII 2. Änderung 
„Am Fischteich“ - Vöhrum 
 
 

 
Anlage 4 zur Vorlage 537/2006, 
2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und §4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 4 
 
 

 
 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 3

weiter  
02. Landkreis Peine 

Untere Naturschutzbehörde 
Im Bebauungsplan wurde entlang der nördlichen und 
westlichen Grundstücksgrenze eine Fläche mit 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt. Auch der im nördlichen 
Bereich vorhandener Laubbaum wurde mit einer 
Erhaltungsfestsetzung versehen. 
 

Anregungen wurden berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 
03. Zentrale Polizeidirektion, Abteilung 5, Kampfmittelbeseitigungsdienst,  
 Tannenbergallee 11, 30163 Hannover 
 Schreiben vom 14.03.2011 
 

 
 

Die Stellungnahme wird dem zuständigen Fachamt zur 
Kenntnisnahme und weiterer Beachtung zugeleitet. 

 
Anregung wurde berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 

Bebauungsplan Nr. XXII 2. Änderung 
„Am Fischteich“ - Vöhrum 
 
 

 
Anlage 4 zur Vorlage 537/2006, 
2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und §4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 4 
 
 

 
 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 4

Stellungnahmen der Behörden gemäß §4 (2) BauGB 
 
Die Behördenbeteiligung wurde vom 12.07.2011 bis 11.08.2011 durchgeführt. 
 
 
Öffentliche Auslegung gemäß §3 (2) BauGB 
 
 
Die Öffentliche Auslegung wurde vom 12.07.2011 bis 11.08.2011 durchgeführt. 
 
 Seitens der Bürger wurden keine Anregungen vorgebracht. 
 
04. Wasserverband Peine, Postfach 1820, 31208 Peine 
 Schreiben vom 01.08.2011 
 

 
 

Die Eintragung der persönlichen Grunddienstbarkeit 
zum Schutz von neu anzulegenden Trinkwasserleitung 
kann nicht im Rahmen des Bauleitplanverfahren 
abschließend geregelt werden. Eine derartige 
Regelungsmöglichkeit wird erst erforderlich, wenn eine 
Teilung des gesamten Grundstücks, verbunden mit 
einem Eigentümerwechsel, beabsichtigt wird. Im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist dann die 
Erschließung der rückwärtigen Bebauung zu sichern. 
Die Stellungnahme des Wasserverbandes Peine wird 
der zuständigen Abteilung zur Kenntnis zugeleitet. 

 
Bebauungsplanrelevante Anregungen 
wurden nicht vorgebracht. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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